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Bühl. Die fetten Jahre sind vorbei. Nach
dem Boom steuert die Baubranche auf ei­
ne handfeste Krise zu. Schon jetzt wird
weniger gebaut. Dabei ist der Bedarf an
Wohnungen riesengroß. 

„Wir stehen vor einer noch nie da gewe­
senen  Situation“,  stellt  Fred  Gresens,
Vorstandsvorsitzender  der  mittelbadi­
schen Baugenossenschaft Gemibau und
Bezirksvorsitzender  der  Architekten­
kammer Südbaden, fest. „Die Baukosten
sind  extrem  gestiegen,  die  Bauzinsen
marschieren  in  Richtung  vier  Prozent.
Außerdem kämpfen wir mit Fachkräfte­
mangel und Materialengpässen. Die Fol­
gen des Ukraine­Kriegs übertreffen die
der Corona­Pandemie bei weitem. Statt
der üblichen Preiserhöhungen haben wir
jetzt  Preissprünge  von  bis  zu  30  Pro­
zent.“

Gresens berichtet über extrem gestie­
gene Preise für Stahl, Glas und Holz. Das
hänge mit dem hohen Energieverbrauch
bei  der  Herstellung  zusammen.  Diese
Faktoren haben schwerwiegende Folgen.
„Die  laufenden  Wohnungsbauprojekte
werden wir abschließen“, berichtet Gre­
sens.  „Neue  Projekte  planen  wir  nicht.
Ich  rechne  ab  Frühjahr  2023  mit  einer
Krise der Baubranche und ab Mitte des
Jahres mit den ersten Insolvenzen. Diese
Krise  wird  auch  die  Architekturbüros
treffen.“ Erste Anzeichen gebe es heute
schon. „Im Januar musste ich Bauhand­
werker noch bitten, dass sie überhaupt
ein  Angebot  für  ein  Gewerk  abgeben“,

sagt Gresens. „Inzwischen haben wir gu­
te Rückläufe.“

Urban Knapp, Vorsitzender der Kreis­
gruppe  Baden­Baden/Rastatt/Ortenau­
kreis des Bundes Deutscher Architektin­
nen und Architekten  (BDA), weiß, dass
vor allem die Unternehmen, die günstige
Wohnbauten erstellen, ihre Projekte ge­
stoppt haben. „Das verschärft die Situa­
tion auf dem Wohnungsmarkt“, befürch­
tet er. Das Ziel der Bundesregierung, in
jedem Jahr 400.000 neue Wohnungen zu
schaffen, hält der Architekt in den beiden
nächsten  Jahren  für  unrealistisch.  „Ich
kann  mir  vorstellen,  dass  es  im  über­
nächsten Jahr klappt, wenn 2023 mit den
Planungen  begonnen  wird“,  meint  er.
„Zumindest hat die Politik das Problem
erkannt und handelt.“

Knapp sieht ebenfalls Probleme im In­
dustriebau. „Beim Mittelstand läuten die
Alarmglocken aufgrund der gestiegenen
Energiepreise“, stellt er fest. „Die Firmen
werden nicht in Neubauten investieren,
weil auch das Geld teurer wird. Wir be­
fi�nden uns im Schnellzugtempo in Rich­
tung Talfahrt.“ 

Selbst  bei  einem  Ende  des  Ukraine­
Kriegs im nächsten Jahr, rechnet Knapp
mit einer Krise, die mindestens 24 bis 36
Monate  dauert.  Er  hofft,  dass  die  neue
Krise nicht so lange anhält wie die zu Be­
ginn des Jahrtausends, rechnet aber da­
mit, dass Architekturbüros die Zahl ihrer
Mitarbeiter  auch  dieses  Mal  zum  Teil
halbieren müssen. Das Bauhandwerk ist
nach Einschätzung von Knapp ebenfalls
betroffen  und  wird  ab  Mitte  nächsten
Jahres vermutlich die Preise senken müs­

sen, um noch Aufträge zu erhalten. Für
Markus Neppl, Professor für Stadtquar­
tiersplanung am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), ist noch nicht abseh­
bar, wie groß die Krise wird. „Die nied­
rigen Zinsen haben in den vergangenen
Jahren  viele  Wohnungsbauprojekte  mit
wenig  Eigenkapital  möglich  gemacht“,
stellt er fest. „Da wurde auf Teufel he­
raus gebaut. Das war nicht gesund. Viele
dieser Projekte sind nicht von besonderer
Qualität und haben auch keinen realen
Hintergrund.“

Neppl kritisiert, dass die neue Bundes­
regierung die KfW­Fördermöglichkeiten
umgeschichtet hat. „Sie waren gedacht,
um Energieeffizienz und Nachhaltigkeit
zu erhöhen“, erklärt der Architekt. „Es
hat sich gezeigt, dass diese Fördermög­
lichkeiten nicht mehr state of the art wa­
ren.“ Dennoch habe die plötzliche Um­
schichtung  dazu  geführt,  dass  Woh­
nungsbaugesellschaften  Projekte  ge­
stoppt  hätten.  Der  Ukraine­Krieg  und
die  steigenden  Bauzinsen  hätten  dann
die Situation verschärft. 

Die von der Bundesregierung geplanten
400.000 neuen Wohnungen pro Jahr hält

Neppl für nicht erreichbar. „Das waren
sie nie“, meint er. „Dabei ist der Bedarf in
allen Bereichen da, vor allem im niedri­
gen und mittleren Preissegment. Es gibt
keine  Immobilienblase.“  Der  Hoch­
schullehrer  fordert  eine  Nachfolge  für
die KfW­Förderungen und eine Entbüro­
kratisierung. Außerdem müsse die Ener­
giewende  im  Bausektor  vorangetrieben
werden. 

Der Bühler Oberbürgermeister Hubert
Schnurr (FW) ist einer der wenigen deut­
schen Rathauschefs, die gelernte Archi­
tekten sind. Er sieht in der kommenden
Krise für die Kommunen auch Vorteile.
„Die  Bauwirtschaft  wird  weniger  Auf­
träge erhalten“, konstatiert er. „Im Tief­
baubereich  hat  eine  Ausschreibung  für
uns gerade ein sehr viel günstigeres Er­
gebnis erbracht als erwartet. Ich erwarte
im  Hochbau  demnächst  eine  ähnliche
Entwicklung.“

Schnurr  berichtet,  dass  die  privaten
Bauanträge  rückläufi�g  sind.  „Einige
Bürger geben wegen der steigenden Zin­
sen ihre Baugrundstücke an die Stadt zu­
rück“,  erklärt  der  Oberbürgermeister.
Die Kommune will sich in der Krise anti­
zyklisch verhalten und bauen. „Die Aus­
schreibung für die Mensa ist draußen“,
sagt Schnurr. „Die Sanierung des Wind­
eck­Gymnasiums haben wir auf den Weg
gebracht und über den Neubau des Kin­
dergartens Moos werden wir im Rahmen
der  Haushaltsberatungen  entscheiden.
Ich gehe davon aus, dass andere Gemein­
den, die es sich fi�nanziell leisten können,
sich  in  der  Krise  ähnlich  antizyklisch
verhalten.“  ■� Kommentar

Dieser Anblick wird selten: Große Wohnungsbauprojekte in Mittelbaden wird es zumindest in nächster Zukunft voraussichtlich nicht mehr geben. Das Foto zeigt die Baukräne auf dem
Gelände der Villa Walchner in Bühl im Jahr 2018. Archivfoto: Ulrich Coenen

Von unserem Redaktionsmitglied
Ulrich Coenen

Drohende Krise der Bauwirtschaft: Oberbürgermeister Schnurr will antizyklisch investieren

Neue Wohnungen werden nicht mehr gebaut
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Projekte planen 
wir nicht.

Fred Gresenes
Vorstandsvorsitzender Gemibau

Bühl­Weitenung/Leipzig.  Die  Stadt
Bühl hat ihre Klage beim Bundesverwal­
tungsgericht  Leipizig  gegen  den  Plan­
feststellungsbeschluss  des  Regierungs­
präsidiums  Karlsruhe  zum  Ausbau  der
TransnetBW­Trasse  zwischen  Daxlan­
den und Eichstetten zurückgezogen. Ei­
nen  entsprechenden  Beschluss  hat  der
Gemeinderat  in  nicht  öffentlicher  Sit­
zung gefasst. Dabei gab es nach Auskunft
von Oberbürgermeister Hubert Schnurr
(FW)  zum  Vorschlag  der  Stadt,  auf  die
Fortsetzung der Klage zu verzichten, elf
Ja­Stimmen, sechs Enthaltungen und ei­
ne Gegenstimme.

Schnurr begründete die Entscheidung
damit, dass die Stadt nicht klagebefugt
sei, da sie als Körperschaft nicht von dem
Vorhaben  betroffen  sei:  „Deshalb  kön­
nen nur Anwohner klagen“. Eine zweite
Klage haben vier Mitglieder der Weite­
nunger Bürgerinitiative eingereicht, die
einen  größeren  Abstand  der  Trasse  zur
Wohnbebauung fordert. Auf  ihrem Weg
werde  die  Stadt  Bühl  sie  unterstützen,
versicherte Schnurr. Weitere Klagen ge­
gen den Planfeststellungsbeschluss vom
28.  Juni,  der  den  Trassenabschnitt  von
Daxlanden bis Ottersweier umfasst, gibt

es nach Auskunft des Leipziger Gerichts
nicht. 

Nach  der  Veröffentlichung  des  Plan­
feststellungsbeschlusses hatte die Stadt
Ende Juli zunächst eine Fristwahrungs­
klage  eingereicht.  Nach  eingehender
Prüfung  kam  sie  aber  zu  dem  Schluss,
dass  eine  städtische  Klage  aussichtslos
wäre, weshalb der Gemeinderat über die
Rücknahme  der  Klage  zu  entscheiden
hatte.

Die Klage der Anwohner bleibt dage­
gen bestehen. Als Prozessbevollmächtig­
ter hat der Bühler Rechtsanwalt Bernd
Reichert  im  August  die  Klage  einge­
reicht. Reichert sieht in der Verstärkung
des elektrischen Felds eine erhöhte Ge­
sundheitsgefährdung.  Allein  die  Angst
vor möglichen Folgen sei ein Argument,
weiter von der Wohnbebauung abzurü­
cken. Dabei stellte Reichert fest: „Es ist
niemand gegen die Stromtrasse an sich.
Es ginge aber ohne Mühe weiter weg vom
Ort.“ 

Da die Klage keine aufschiebende Wir­
kung hat, stellte der Fachanwalt für Ver­
waltungsrecht den Antrag, diese wieder­
herzustellen.  Folge  das  Bundesverwal­
tungsgericht  dem,  könne  die  Planfest­
stellung  so  nicht  umgesetzt  werden,
sagte  Reichert.  Stand  heute  dürfte  der
Netzbetreiber bereits mit den vorberei­

tenden Arbeiten beginnen. Das Gericht
habe  aber  seine  Erwartung  geäußert,
dass darauf verzichtet werde. Dem wolle
man  folgen,  sagte  Roman  Kirschbauer,
Pressesprecher bei TransnetBW, auf An­
frage der Redaktion: „Bis zu einer Ent­
scheidung in Leipzig werden von unserer
Seite aus weder bauvorbereitende Maß­
nahmen noch Baumaßnahmen stattfi�n­
den.“

Der  städtische  Rückzug  habe  auf  die
Klage aus Weitenung keine Auswirkun­
gen, sagte Bernd Schorpp von der Bür­
gerinitiative:  „Unsere  Klage  läuft,  und
die Stadt hat zugesagt, uns weiterhin po­
litisch zu unterstützen.“ Er äußerte Ver­
ständnis  für  die  Entscheidung  des  Ge­
meinderats:  „Die  Stadt  hätte  keine
Chance gehabt. Es gibt für sie da keine
erfolgversprechenden Aussichten.“ Der­
weil wolle sie auch auf politischem Wege
nach  Lösungen  suchen.  So  hätten  die
Landtagsabgeordneten Hans­Peter Beh­
rens  (Grüne)  und  Tobias  Wald  (CDU)
auch  André  Baumann  (Grüne)  ange­
schrieben, den Staatssekretär im Stutt­
garter  Ministerium  für  Umwelt,  Klima
und  Energiewirtschaft.  Laut  Schorpp
werde um einen Runden Tisch gebeten,
weil die Abgeordneten und auch die Bür­
ger unzufrieden mit dem Verfahren seien.
Eine Antwort stehe noch aus. 

Stromtrasse bei Weitenung: Während die Stadt ihre Klage gegen den Ausbau zurück­
gezogen hat, bleibt die Klage von vier Anwohnern aktuell. Foto: Bernhard Margull

Von unserem Redaktionsmitglied
Wilfried Lienhard

Stadt zieht Klage gegen Planfeststellungsbeschluss zurück
Aufrüstung der Stromtrasse bei Weitenung: Aussichten auf einen Erfolg am Bundesverwaltungsgericht Leipzig waren sehr gering

Bühl (red).  Als  Teil  des  Nachhaltig­
keitsmarkts  der  Volksbank  Bühl  bietet
das Kinder­ und Familienzentrum Mehr­
generationenhaus  (Kifaz)  an  diesem
Samstag, 22. Oktober,  einen Spielzeug­
basar an. Wie die Stadt mitteilte, können
dort gut erhaltene Spiele, Bücher, Puz­
zles, Lego und Playmobil und vieles mehr
einen neuen Besitzer fi�nden. Alle Kinder
können ab 10 Uhr auf mitgebrachten De­
cken  oder  Tischen  einen  kostenlosen
Stand aufbauen.

Anmeldung und Informationen
(0 72 23) 91 22 54

Spielzeugbasar beim
Nachhaltigkeitsmarkt

Die letzte Krise zu Beginn des Jahr­
tausends ist lange her. Damals muss­
ten viele Bauunternehmer und Hand­
werker  zum  Selbstkostenpreis  oder
darunter arbeiten, um ihre Mitarbeiter
nicht  zu  entlassen.  Der  Wettbewerb
war ruinös. Viele haben ihn nicht über­
lebt. Private Investoren, aber auch die
öffentliche  Hand  haben  sich  damals
gefreut. So billig war Bauen noch nie.
Im Bühler Gemeinderat herrschte  re­
gelmäßig Begeisterung, wenn die Aus­
schreibungen für Hoch­ und Tiefbau­
projekte  immer wieder supergünstige
Ergebnisse brachten, die die rathaus­
internen Kalkulationen deutlich unter­
boten. Letztendlich hat die Politik  für
diese Party einen hohen Preis gezahlt.
Als  die  Baukonjunktur  wieder  Fahrt
aufnahm, waren deutlich weniger Fir­

men als zuvor am Markt, um die immer
zahlreicher werdenden Aufträge zu er­
ledigen. Dass Bauen in den vergange­
nen Jahren immer teurer geworden ist,
ist  unter  anderem  auch  ein  Ergebnis
dieser unheilvollen Entwicklung.

Jetzt besteht die Gefahr, dass sich die
Geschichte unter anderen Vorzeichen
wiederholt. Auslöser sind die Corona­
Pandemie,  Putins  Überfall  auf  die
Ukraine  und  die  damit  verbundenen
stark steigenden Energiepreise. Höhe­
re Bauzinsen machen Bauen so teuer,
dass bald niemand mehr in Wohnungs­
bau investieren wird. Dabei ist unstrit­
tig,  dass  Wohnungen  nach  wie  vor
dringend  benötigt  werden.  Dass  die
Mieten  in  Bühl  und  den  Nachbarge­
meinden sinken, ist nicht zu erwarten.
Auch die Preise für Bestandsimmobi­
lien  dürften  sich  weiterhin  auf  einem
hohen Niveau bewegen, weil der Markt
leergefegt  ist. Wahrscheinlich wird er
demnächst  noch  leerer,  wenn  keine
neuen Wohnungen hinzukommen. 

Zu hoffen ist, dass wegen fehlender
Aufträge  und  ruinösen  Wettbewerbs
nicht  erneut  Bauunternehmen  vom
Markt verschwinden, wie dies vor 15
bis 20 Jahren der Fall war. Bauhand­
werk und Architekten werden nämlich
dringend  benötigt,  gerade  in  Zeiten
des Klimawandels.

Ruinös
ULRICH COENEN
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